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Stadt Oelde 
Die Bürgermeisterin 

 
 

 

S I T Z U N G S V O R L A G E 
B 2020/600/4484/1 

 
 

Fachbereich/Aktenzeichen Datum öffentlich 
 
Fachdienst Bauverwaltung 
600/602/6042 

 
12.11.2020 

 
 
 
 

Reen, Albert 

 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

 Ausschuss für Planung, Stadtentwicklung, 
Wohnen und Digitalisierung 

 Vorberatung  28.01.2021 

 Rat  Entscheidung  01.03.2021 
 
 
 
 

Fortführung städtisches Wegekonzept 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
 

1. Beschluss des städtischen Wegekonzeptes 
 
Der Rat der Stadt Oelde beschließt das Wegekonzept im Rahmen der mittelfristigen 
Finanzplanung der Stadt Oelde für die Jahre 2018 bis 2024. 
Der Beschluss umfasst, abweichend von der regelmäßigen mittelfristigen Finanzplanung 
(vier Jahre), unter Berücksichtigung der Förderzugänge für Straßenbaumaßnahmen vor 
Inkrafttreten des Gesetzes zum 01.01.2020 auch die Jahre 2018 und 2019. 
 
 

2. Beschluss über die Inanspruchnahme öffentlicher Förderung nach den Richtlinien 
des Landes NRW „Förderrichtlinie Straßenbaubeiträge“ 
 
Der Rat der Stadt Oelde beschließt, die Eigentümer / Erbbauberechtigten von Grund- 
 stücken im Bereich beitragspflichtiger Straßenausbaumaßnahmen nach den Vorschriften 
 der §§ 8 und 8a KAG entsprechend der Voraussetzungen der Förderrichtlinie Straßen- 
 baubeiträge des Landes NRW sowie Vorlage entsprechender Zuwendungsbescheide zu 
entlasten. 

 Die Verwaltung wird beauftragt, Landeszuwendungen, auch für die bereits ab dem 
 01.01.2018 beschlossene Straßenbaumaßnahme Warendorfer Straße zu beantragen. Eine 

Beitragsabrechnung erfolgt erst nach Zugang der entsprechenden Förderbescheide. Im            
Übrigen gelten die Regelungen der Satzung. 
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Sachverhalt: 
 
Mit Beschluss des Landtages vom 18.12.2019 und Inkrafttreten zum 01.01.2020 wurde das fünfte 
Gesetz zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes (KAG) unter anderem durch Einfügen der 
Vorschrift des neuen § 8a wirksam. 
 
Die Gesetzesänderung umfasst insbesondere folgende Neuerung: 

 
1. Verpflichtende Erstellung und jährliche Weiterführung eines Straßen- und Wegekonzeptes 

mit Darstellung der Erforderlichkeit von Straßenbaumaßnahmen einschließlich technischer, 
rechtlicher und wirtschaftlicher Belange. 

 
2. Verpflichtende Anliegerbeteiligung  

Information der Anlieger über rechtliche, wirtschaftliche (Beitragssituation) und technische 
Inhalte. 
 

3. Einführung der Möglichkeit zur Beantragung von Landesförderungen zur Entlastung der 
Beitragspflichtigen nach den Bestimmungen einer außerhalb des KAG anzuwendenden 
Förderrichtlinie.  

 
4. Mehrfacherschließung (Eckermäßigung)  2/3–Regelung 

Tiefenbegrenzung     50 m 
 

5. Neuregelung Stundungsverfahren / Unbillige Härten 
 
 

Aus der Gesetzesänderung ergeben sich auch im örtlichen Projektablauf wesentliche Änderungen. 
Insbesondere sind Beschlüsse zu einem jährlich fortzuführenden Wegekonzept sowie eine poli-
tische Willensbekundung Voraussetzung und Grundlage für den künftigen Förderzugang. Nach 
Information über die Ergebnisse der Anliegerversammlungen beschließt der Rat den jeweiligen 
Ausbau (Ausbaubeschluss).  
 
Alle Informationen zur Änderung und zu künftigen Voraussetzungen werden durch Herrn Reen im 
Rahmen einer Präsentation vorgetragen.  
 
 
 
 
Anlage 
 

Wegekonzept (Seiten 3 bis 5)  
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